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EDITORIAL Sehr geehrte Damen und Herren,

die Bundestagswahl im September 2021 nähert sich mit großen Schritten. Knapp vor dem Ende der 
Legislaturperiode und dem Beginn des heißen Wahlkampfs wurden und werden noch Steuergesetze 
verabschiedet, die teilweise bereits seit längerer Zeit in der Diskussion sind. Von besonderer Bedeu-
tung für familiengeführte mittelständische Personengesellschaften ist das Gesetz zur Modernisierung 
des Körperschaftsteuerrechts.

Dieses Gesetz ermöglicht es Personengesellschaften, zur Besteuerung als Kapitalgesellschaft zu wech-
seln (sog. Optionsmodell). Nach Ausübung der Option werden bei der Gesellschaft neu thesaurierte 
Gewinne nur noch mit ca. 30 % besteuert. Der Übergang auf das Besteuerungssystem für Kapitalgesell-
schaften erfolgt nach den bekannten, aber auch komplizierten umwandlungssteuerlichen Regelungen 
für einen Formwechsel. Ob diese Option häufig genutzt wird und damit die steuerlichen Rahmenbedin-
gungen für mittelständische Personengesellschaften verbessert, muss die Zukunft zeigen. In unserem 
Rundschreiben geben wir einen ersten Überblick über die neu geschaffenen Regelungen – und berich-
ten vieles andere mehr.

Genießen Sie den kommenden Sommer möglichst sorgen- und maskenfrei!

Mit freundlichen Grüßen
Ihr Ludwig Quacken
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WICHTIGE FRISTEN UND TERMINE 2021

Juli	

31.07.2021	 Frist für die Abgabe von Jahressteuererklärungen 2020. Grundsätzliche  
Fristverlängerung bis 28.2.2022, wenn die Steuererklärung durch einen 
Steuerberater erstellt wird. Die Abgabefristen für die Steuererklärungen  
2020 werden aufgrund der anhaltenden Corona-Krise um jeweils drei 
Monate bis zum 31.10.2021 bzw. 31.5.2022 verlängert.

31.07.2021	 Dokumentationsfrist für Leistungsbezüge bei Zuordnungswahlrechten  
zum Unternehmens- oder Privatvermögen zwecks Sicherstellung des Vor-
steuerabzugs

31.07.2021	 Meldung zur EEG-Umlagebefreiung an die Bundesnetzagentur

August

31.08.2021	 Feststellung des geprüften Jahresabschlusses zum 31.12.2020 sowie Be- 
schluss über die Ergebnisverwendung des Geschäftsjahres 2020 für große 
und mittelgroße GmbHs. Entsprechende Gesellschaften mit einem vom 
Kalenderjahr abweichenden Geschäftsjahr haben zu beachten, dass die 
Frist zur Feststellung des Jahresabschlusses und für den Beschluss über die 
Ergebnisverwendung acht Monate nach Ablauf des Geschäftsjahres endet.

31.08.2021	 Frist für die Abgabe von Jahressteuererklärungen für 2019, wenn die Steuer
erklärungen durch einen Steuerberater erstellt werden. Die Abgabefrist 
wurde aufgrund der Corona-Krise bis zum 31.8.2021 verlängert.

September

30.09.2021	 Überweisung der voraussichtlichen Steuernachzahlungen für 2019 zur  
Vermeidung von Nachzahlungszinsen. Entsprechende freiwillige Zahlungen 
sollten bis zum 30.9.2021 beim Finanzamt eingegangen sein. Erstattungs- 
und Nachzahlungszinsen für das Jahr 2019 werden aufgrund der Corona-
Krise erst ab 1.10.2021 berechnet.

30.09.2021	 Ablauf der Antragsfrist für Vorsteuervergütungsanträge 2020 durch deutsche 
und ausländische EU-Unternehmen. Die Anträge sind elektronisch bei der 
Finanzbehörde im Ansässigkeitsstaat einzureichen.

Oktober

31.10.2021	 Abfrage der Kirchensteuerabzugsmerkmale der Gesellschafter – entfällt 
für Kapitalgesellschaften, bei denen eine Ausschüttung im Jahr 2022 sehr 
unwahrscheinlich oder bei denen kein Gesellschafter eine natürliche  
Person ist. Weitere Ausnahmen lassen sich dem regelmäßig aktualisierten 
„Fragen- & Antworten-Katalog“ des Bundeszentralamts für Steuern  
entnehmen.

Für 

Alle Steuerpflichtigen

Umsatzsteuerpflichtige

Eigenstromerzeuger

Gesellschafter einer großen oder  
mittelgroßen GmbH

Alle Steuerpflichtigen

Alle Steuerpflichtigen und Unter
nehmen

Deutsche und ausländische EU- 
Unternehmen mit Eingangsrechnungen 
aus dem EU-Ausland

Kapitalgesellschaften
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Alle Steuerpflichtigen

Kleine und mittelständische Unter-
nehmen, die stark von der Corona-
Krise betroffen sind

Gewerbesteuerpflichtige

Arbeitnehmer

Gesellschafter einer kleinen GmbH

Für Unternehmen und Selbstständige

Die Überbrückungshilfe III und die 
Neustarthilfe wurden nochmals erwei-
tert sowie bis September 2021 ver-
längert. Details dazu können Sie der 
nebenstehenden Spalte entnehmen.

Oktober

31.10.2021	 Frist für die Abgabe von Jahressteuererklärungen 2020. Fristverlängerung 
bis 28.5.2022, wenn die Steuererklärung durch einen Steuerberater erstellt 
wird. Die Abgabefrist ist aufgrund der anhaltenden Corona-Krise um drei 
Monate verlängert worden.

31.10.2021	 Antragstellung auf Corona-Überbrückungshilfe III durch vom Unternehmen 
beauftragte Steuerberater, Wirtschaftsprüfer oder Rechtsanwälte

 
November

15.11.2021	 Antrag auf nachträgliche Herabsetzung der Gewerbesteuervorauszahlungen 
2021 bei nachweislich geringeren Gewinnen 

30.11.2021	 Antrag auf Lohnsteuerermäßigung für 2021: Arbeitnehmer können im Rah-
men des Lohnsteuerverfahrens einen persönlichen Freibetrag für Werbungs-
kosten beantragen, der den Lohnsteuerabzug reduziert.

30.11.2021	 Feststellung des geprüften Jahresabschlusses zum 31.12.2020 sowie 
Beschluss über die Ergebnisverwendung des Geschäftsjahres 2020 für 
kleine GmbHs. Entsprechende Gesellschaften mit einem vom Kalenderjahr 
abweichenden Geschäftsjahr haben zu beachten, dass die Frist zur Fest
stellung des Jahresabschlusses und für den Beschluss über die Ergebnis
verwendung elf Monate nach Ablauf des Geschäftsjahres endet.

Hinweis:	 Die Übersicht enthält lediglich eine Auswahl an besonderen Fristen. Regelmäßig 
wiederkehrende Fristen und Termine, z. B. Umsatzsteuervoranmeldungen sowie 
Lohnsteuer- und Kapitalertragsteueranmeldungen oder auch Zahlungstermine, 
bleiben zugunsten der Prägnanz ungenannt. 

	 STEUERN

Erweiterung und Verlängerung der Überbrückungshilfe III sowie der 
Neustarthilfe
 
Die Überbrückungshilfe III zur Unterstützung von Unternehmen und Selbstständigen bei 
coronabedingten Umsatzrückgängen im Förderzeitraum November 2020 bis Juni 2021 
wurde am 13.4.2021 und am 9.6.2021 nochmals erweitert sowie zusätzlich als sog. Über-
brückungshilfe III Plus bis September 2021 verlängert.  

In Abhängigkeit von der Höhe der Umsatzrückgänge werden nun zwischen 40 % und 100 % 
(bislang 90 %) bestimmter Fixkosten (z. B. Mieten, Finanzierungskosten, bis zu 50 % der 
Abschreibungen, Ausgaben für Hygienemaßnahmen, Investitionen in die Digitalisierung 
von einmalig bis zu 20.000 €) erstattet. Neben Einzelhändlern können jetzt auch Herstel-
ler, Großhändler und professionelle Verwender (z. B. die Gastronomie) Abschreibungen 
auf verderbliche Ware bzw. Saisonware als Fixkosten berücksichtigen. Dies gilt auch für 
vor dem 1.4.2021 eingekaufte und bis zum 31.5.2021 ausgelieferte Saisonware der Früh-
jahrs-/Sommersaison 2021 (bislang nur Wintersaison 2020/2021). 
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Für Personengesellschaften und  
Kapitalgesellschaften

Mit dem Gesetzentwurf zur Moderni-
sierung des Körperschaftsteuerrechts 
sollen Personengesellschaften eine 
Option zur Besteuerung als Kapital-
gesellschaft erhalten. Hierdurch kann 
sich die Steuerlast für thesaurierte 
Gewinne verringern.

Auch der Wechsel zurück zur Besteu-
erung als Personengesellschaft ist 
möglich.

Die Rechtsfolgen der Option be
schränken sich auf die Ertragsteuern 
und die Grunderwerbsteuer. 

Bei einem monatlichen Umsatzeinbruch von mindestens 50 % in drei oder mehr Mona-
ten werden zusätzlich zwischen 25 % und 40 % der Fixkostenerstattung als Eigenkapital-
zuschuss gezahlt.

Der maximale monatliche Förderbetrag wird auf 10 Mio. € und die Förderobergrenze für 
von Schließungen direkt oder indirekt betroffene Unternehmen auf 52 Mio. € erhöht.

Bis zum 31.10.2020 neu gegründete Unternehmen (Start-ups) sind jetzt ebenfalls antrags-
berechtigt. Zudem wurden die Sonderregelungen für die Veranstaltungs-, Kultur- und Reise
branche nochmals deutlich erweitert.

Unternehmen, die im Zuge ihrer Wiedereröffnung Personal einstellen oder aus der Kurzar-
beit zurückholen, können in den Monaten Juli bis September 2021 eine sog. Restart-Prämie 
als Zuschuss zu den im Vergleich zu Mai 2021 gestiegenen Personalkosten erhalten. Außer-
dem werden Anwalts- und Gerichtskosten von bis zu 20.000 € pro Monat für die insolven-
zabwendende Restrukturierung ersetzt.

Die Neustarthilfe für Soloselbstständige wird ebenfalls bis September 2021 verlängert und 
erhöht sich auf insgesamt maximal 12.000 € (bislang 7.500 €). Außerdem wird Soloselbst-
ständigen bei der Schlussabrechnung ein nachträgliches Wahlrecht zwischen Neustarthilfe 
und Überbrückungshilfe gewährt.

Gesetzentwurf zur Modernisierung des Körperschaftsteuerrechts
 
Am 21.5.2021 hat der Bundestag den Gesetzentwurf zur Modernisierung des Körperschaft-
steuerrechts beschlossen. Die Zustimmung des Bundesrats ist für Ende Juni 2021 geplant.

Ziel des Gesetzes ist die Verbesserung der steuerlichen Rahmenbedingungen für mittel-
ständische Personengesellschaften und Familienunternehmen. Dazu soll für solche Gesell-
schaften die Möglichkeit geschaffen werden, sich für Zwecke der Ertragsbesteuerung wie 
eine Kapitalgesellschaft behandeln zu lassen (sog. Optionsmodell). Dies kann bei Gewinn-
thesaurierungen vorteilhaft sein, die bei Kapitalgesellschaften nur mit ca. 30 % besteuert 
werden. Bei Personengesellschaften müssen die Gesellschafter dagegen auch thesaurierte 
Gewinne mit ihren persönlichen Einkommensteuersätzen versteuern.

Die Option zur Körperschaftsteuer ist durch einen unwiderruflichen Antrag der Personen-
gesellschaft bei ihrem Finanzamt auszuüben. Dies muss elektronisch nach amtlich vorge-
schriebenem Datensatz spätestens einen Monat vor Beginn des Wirtschaftsjahres erfolgen, 
ab dem die Besteuerung als Kapitalgesellschaft gelten soll. Der Antrag ist jedoch nur wirk-
sam, wenn die Gesellschafter dies vorab mit qualifizierter Mehrheit oder je nach Gesell-
schaftsvertrag einstimmig beschlossen haben.

Auch der Wechsel von der Besteuerung als Körperschaft zurück zur Personalgesellschaft ist 
möglich. Für die Ausübung dieser Rückoption sind ebenfalls ein Gesellschafterbeschluss 
und ein Antrag an das Finanzamt erforderlich.

Die Rechtsfolgen der Optionsausübung betreffen die Ertragsteuern und die Grunderwerbsteuer. 
Die optierende Gesellschaft unterliegt wie eine Kapitalgesellschaft der Körperschaft- und 
der Gewerbesteuer. Die Gesellschafter halten Anteile an einer fiktiven Kapitalgesellschaft. 
Bei ihnen werden nur die entnommenen Gewinnanteile wie die Gewinnausschüttungen 
einer Kapitalgesellschaft besteuert. 
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Für umsatzsteuerliche und erbschaftsteuerliche Zwecke gilt die optierende Gesellschaft 
weiterhin als Personengesellschaft.

Die Option gilt steuerlich als Formwechsel der Personengesellschaft in eine Kapitalgesell-
schaft mit den entsprechenden umwandlungssteuerlichen Folgen. Dementsprechend ist auf 
Antrag grundsätzlich eine steuerneutrale Abwicklung mit Buchwertfortführung möglich. 
Wird ein solcher Antrag gestellt, löst dies eine siebenjährige Sperrfrist aus. Bei Anteilsver-
käufen und bestimmten anderen Sachverhalten innerhalb dieser Sperrfrist entfällt rückwir-
kend und zeitanteilig die genannte Buchwertfortführung. Dementsprechend erfolgt dann 
eine (teilweise) Versteuerung der bei dem Formwechsel vorhandenen stillen Reserven.

Auch die Rückoption zur Personengesellschaft wird nach den entsprechenden Regelungen 
des Umwandlungssteuergesetzes abgewickelt. Damit besteht grundsätzlich die Möglich-
keit eines steuerneutralen Übergangs. Allerdings lösen sämtliche zwischenzeitlich the-
saurierten Gewinne eine fiktive Ausschüttung und entsprechende Steuern bei den Gesell-
schaftern aus. 

Die Option soll erstmals für den Veranlagungszeitraum 2022 angewendet werden kön-
nen. Voraussetzung ist, dass der dafür notwendige Antrag bis spätestens zum 30.11.2021 
gestellt wird. Eine zeitliche Mindestbindung an das Optionsmodell sieht der Gesetzentwurf 
nicht vor. Aufgrund des fiktiven Formwechsels ist bei einem in den meisten Fällen sinnvol-
len Antrag auf Buchwertfortführung die oben genannte siebenjährige Sperrfrist zu beach-
ten. Deshalb besteht faktisch eine Bindungsfrist von sieben Jahren und die Rückoption 
wäre erst ab dem Veranlagungszeitraum 2029 sinnvoll. 

Über die Schaffung des Optionsmodells hinaus wird in dem Gesetzentwurf der Anwen-
dungsbereich für Umwandlungen erweitert und so das Umwandlungssteuerrecht globali-
siert. Künftig sollen Verschmelzungen, Spaltungen und Formwechsel auch bei Kapitalge-
sellschaften mit Bezug zu Drittstaaten steuerneutral möglich sein.

Daneben wird es im Bereich der körperschaftsteuerlichen Organschaft zu Änderungen kom-
men. Die bisherigen Ausgleichsposten für organschaftliche Mehr- und Minderabführungen 
sollen durch ein einfacheres System, die sog. Einlagelösung, ersetzt werden. Hierdurch 
kann es zu einer vorgezogenen Übergangsbesteuerung kommen.

Änderungen beim Einbehalt von Kapitalertragsteuer
 
Das Gesetz zur Modernisierung der Entlastung von Abzugsteuern und der Bescheinigung 
von Kapitalertragsteuern wurde am 8.6.2021 im Bundesgesetzblatt veröffentlicht und tritt 
damit in Kraft.

Ziel des Gesetzes ist es, das Verfahren zur Freistellung bzw. Erstattung von Kapitalertrag-
steuern zu modernisieren. In Deutschland muss Kapitalertragsteuer in Höhe von 25 % 
unabhängig davon einbehalten werden, ob die Erträge einem Inländer oder einem Auslän-
der zufließen. Bei Ausländern besteht aufgrund der mit vielen Staaten abgeschlossenen 
Doppelbesteuerungsabkommen jedoch regelmäßig kein deutsches Besteuerungsrecht in 
dieser Höhe. Die Erstattung der zu viel einbehaltenen Kapitalertragsteuer kann dann u. a. 
beim Bundeszentralamt für Steuern beantragt werden. Alternativ kann vorab ein Freistel-
lungsantrag gestellt werden.

Ab dem Jahr 2024 wird der gesamte Prozess, bestehend aus der Bescheinigung über die 
einbehaltenen und abgeführten Steuern und des Antrags auf Entlastung sowie der Ent-

Die Option zur Körperschaftsteuer 
wird steuerlich als Formwechsel nach 
dem Umwandlungssteuergesetz abge-
wickelt und ist danach grundsätzlich 
steuerneutral möglich.

Gleiches gilt für die Rückoption zur 
Personengesellschaft, bei der aller-
dings die zwischenzeitlich thesaurier-
ten Gewinne fiktiv steuerpflichtig aus-
geschüttet werden.

Das Optionsmodell soll erstmals für 
den Veranlagungszeitraum 2022 
anwendbar sein.

Hierüber hinaus wird das Umwand-
lungssteuerrecht auf weitere 
Umwandlungen mit Bezug zu Dritt-
staaten ausgedehnt.

Im Bereich der körperschaftsteuer-
lichen Organschaft werden die Aus-
gleichsposten neu geregelt.

Für Zahlungspflichtige und beschränkt 
steuerpflichtige Empfänger von (Kapi-
tal-)Erträgen mit Abzug von Kapitaler-
tragsteuer

Das Verfahren zur Freistellung von 
Kapitalerträgen bzw. zur Erstattung zu 
viel einbehaltener Kapitalertragsteuer 
bei beschränkt steuerpflichtigen  
Empfängern wird modernisiert.

Ab dem Jahr 2024 wird der gesamte 
Prozess digitalisiert. Freistellungs-
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scheidung der Behörde, digitalisiert. Bereits ab dem 1.1.2023 sollen Freistellungsbeschei-
nigungen nur noch in elektronischer Form beantragt und erteilt werden. Zuständig sein soll 
ausschließlich das Bundeszentralamt für Steuern.

Zudem müssen Unternehmen und Gesellschaften, die zum Einbehalt von Kapitalertrag-
steuer verpflichtet sind, künftig erweiterten elektronischen Meldepflichten nachkommen. 

Die vorstehenden Ausführungen gelten auch für den Steuerabzug bei Zahlung diverser Ver-
gütungen an beschränkt steuerpflichtige Empfänger.

Aktuelle Entwicklungen bei der Grundsteuerreform
 
Die im Jahr 2019 beschlossene Grundsteuerreform soll 2025 in Kraft treten. Die hierfür 
erforderliche Neubewertung des Grundvermögens erfolgt erstmals zum 1.1.2022. Grund-
stückseigentümer werden daher ab dem Jahr 2022 Erklärungen zur Feststellung des Grund-
vermögens bei den Finanzämtern einreichen müssen.

Die Bundesländer können wählen, ob die Grundsteuer anhand der auf Bundesebene 
beschlossenen Regelungen oder eigener Bewertungsmodelle ermittelt werden soll. Wäh-
rend beispielsweise Sachsen und Baden-Württemberg bereits eigene Grundsteuermodelle 
beschlossen haben, gab Nordrhein-Westfalen am 6.5.2021 die Anwendung des Bundes-
modells bekannt. Geschäftsgrundstücke werden hierbei künftig auf Basis eines verein-
fachten Sachwertverfahrens bewertet, das sowohl den Boden- als auch den Gebäudewert 
berücksichtigt. Der Bodenwert ermittelt sich durch Multiplikation von Grundstücksfläche 
und Bodenrichtwert. In die Bewertung des Gebäudes fließen die Grundflächen aller Ebe-
nen, die Normalherstellungskosten, der Baupreisindex und das Baujahr ein. Die Bewertung 
von Wohnimmobilien erfolgt künftig in einem vereinfachten Ertragswertverfahren unter 
Berücksichtigung einer statistisch ermittelten Nettokaltmiete.

Diesbezüglich hat der Bundestag am 11.6.2021 das Grundsteuerreform-Umsetzungsgesetz 
beschlossen. Hierdurch werden insbesondere die Regelungen zur Bewertung von Wohn
immobilien an aktuelle Entwicklungen angepasst. Beschlossen wurden eine Absenkung der 
Steuermesszahl für Wohngrundstücke, die Anpassung der durchschnittlichen Nettokalt-
mieten auf Basis aktueller Daten des Statistischen Bundesamts sowie die Einführung einer  
weiteren Mietniveaustufe zum Ausgleich von Mietunterschieden.

Gesetzentwurf zur Abwehr von Steuervermeidung
 
Die Bundesregierung hat am 31.3.2021 einen Gesetzentwurf zur Abwehr von Steuerver-
meidung und unfairem Steuerwettbewerb beschlossen. Ziel des Gesetzes ist es, Geschäfts-
beziehungen zu Unternehmen in Steueroasen unattraktiv zu machen. Als Steueroasen  
gelten Staaten ohne hinreichende Transparenz in Steuersachen, die unfairen Steuerwett-
bewerb betreiben (Niedrig- oder Nullbesteuerung) und/oder die BEPS-Mindeststandards 
gegen Gewinnverkürzung und -verschiebung nicht erfüllen und in der sog. schwarzen Liste 
der Europäischen Union aufgeführt sind.

Der Gesetzentwurf sieht ab dem 1.1.2022 folgende Regelungen vor:

	¡ Betriebsausgaben bzw. Werbungskosten aus Geschäften mit Unternehmen in Steuer-
oasen dürfen künftig nicht mehr steuerlich abgezogen werden.

anträge sind bereits ab dem 1.1.2023 
elektronisch einzureichen.

Gleiches gilt für Steuereinbehalte bei 
Vergütungen an beschränkt Steuer-
pflichtige.

Für Grundstückseigentümer

Die Grundsteuerreform soll 2025 
in Kraft treten. Die Neubewertung 
des Grundvermögens erfolgt zum 
1.1.2022.

Nach dem Bundesmodell erfolgt die 
Bewertung von Geschäftsgrundstücken 
in einem vereinfachten Sachwertver-
fahren und die von Wohngrundstücken 
in einem vereinfachten Ertragswert-
verfahren.

Für alle Steuerpflichtigen mit 
Geschäftsbeziehungen in Steueroasen
Die Bundesregierung hat einen Gesetz-
entwurf zur Abwehr von Steuerver
meidung durch sog. Steueroasen 
beschlossen. 

Vorgesehen sind: 

–	spezielle Betriebsausgaben- bzw. 
Werbungskosten-Abzugsverbote
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–	verschärfte Hinzurechnungsbe- 
steuerung

–	zusätzliche Quellensteuern

–	Wegfall der Steuerfreiheit von Divi-
denden und Veräußerungsgewinnen

–	gesteigerte Mitwirkungspflichten

Für Gesellschaften mit Immobilien
besitz
Zum 1.7.2021 tritt die Änderung des 
Grunderwerbsteuergesetzes hinsicht-
lich sog. Share Deals in Kraft.

Dann werden Anteilsübertragungen 
von mindestens 90 Prozent innerhalb 
von zehn Jahren an grundstückshal-
tende Personen- und Kapitalgesell-
schaften grunderwerbsteuerpflichtig.

	¡ Durch die Verlagerung von Einkünften auf eine Gesellschaft in einer Steueroase sollen 
keine Steuerzahlungen mehr umgangen werden können. Sämtliche niedrig besteuerten 
Einkünfte dieser Gesellschaft unterliegen künftig bei dem in Deutschland steuerpflich-
tigen Gesellschafter der sog. Hinzurechnungsbesteuerung.

	¡ Für bestimmte Zahlungen an Personen und Unternehmen, die in Steueroasen ansäs-
sig sind, wird in Deutschland zukünftig eine Quellensteuer von 15  % erhoben. Dies gilt 
z. B. für Zinsen oder Leasingraten.

	¡ Steuerbefreiungen für Gewinnausschüttungen und Anteilsveräußerungen sollen nicht 
zur Anwendung kommen, wenn sie Anteile an einer Kapitalgesellschaft mit Sitz in einer 
Steueroase betreffen.

	¡ Zudem sind für deutsche Steuerpflichtige mit entsprechenden Geschäftsbeziehungen 
gesteigerte Mitwirkungspflichten (insb. Aufzeichnungspflichten) vorgesehen.

Grunderwerbsteuer: Verschärfungen für Share Deals
 
Im Jahr 2019 hatte die Bundesregierung den vergeblichen Versuch unternommen, die 
Grunderwerbsteuer zu reformieren, um Steuergestaltungen zur Vermeidung oder Verrin-
gerung der Grunderwerbsteuer durch sog. Share Deals einzuschränken. Die Änderung des 
Grunderwerbsteuergesetzes wurde jetzt beschlossen und am 17.5.2021 im Bundesgesetz-
blatt veröffentlicht.

Bei einem Share Deal erwerben Investoren nicht die Immobilien selbst, sondern Anteile 
an dem Unternehmen (oft einer Objektgesellschaft), dem die Immobilien gehören. Diese 
Share Deals blieben bisher grunderwerbsteuerfrei, solange Investoren weniger als 95  % 
der Anteile halten.

Folgende Änderungen werden nun im Grunderwerbsteuergesetz vorgenommen:

	¡ Für grundstückshaltende Personengesellschaften wird bei Gesellschafterwechseln ab 
zusammen 90  % (bisher: 95  %) innerhalb von zehn Jahren (bisher: fünf Jahren) Grund-
erwerbsteuer anfallen. 

	¡ Auch bei grundbesitzenden Kapitalgesellschaften wird die Besteuerung ausgelöst, 
wenn innerhalb von zehn Jahren insgesamt 90  % der Gesellschaftsanteile wechseln 
oder falls ein Gesellschafter seine Beteiligungsquote auf mindestens 90 % erhöht. 

	¡ Für börsennotierte Gesellschaften wird eine Börsenklausel eingeführt, damit der Bör-
senhandel mit Aktien nicht zu einer Grunderwerbsteuerbelastung bei der grundbesit-
zenden Aktiengesellschaft führt.

Das Gesetz tritt zum 1.7.2021 in Kraft. 
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Für alle Steuerpflichtigen

Das Bundeskabinett hat Mitte April 
2021 ein 22-Punkte-Paket für Büro-
kratieerleichterungen mit Änderungen 
in folgenden Bereichen beschlossen:

1.		 Schaffung eines zentralen Basis-
registers für Unternehmensstamm-
daten

2.	 Verbindliche Auskünfte bei Steuer-
gestaltungen

3. 	Zeitnahe Betriebsprüfungen durch 
die Finanzbehörden

4.	 Angleichung der Kleinunterneh-
mer-Umsatzschwellen

5.	 Digitalisierung von Kontrollmit
teilungen zwischen Finanzämtern

6.	 Erleichterte Abfrage inländischer 
Umsatzsteuer-Identifikations
nummern

7.		 Antrag auf umsatzsteuerliche 
Organschaft 

8.	 Vereinfachungen für Betreiber von 
kleinen Photovoltaikanlagen 

9.	 Vereinheitlichung der Umlagesätze 
U1 und U2

10.	 Statusfeststellungsverfahren für   
	    Selbstständige

11. Erleichterte Beantragung von        
	    Familienleistungen

22-Punkte-Paket für Bürokratieerleichterungen
 
Das Bundeskabinett hat Mitte April 2021 ein Paket für Bürokratieerleichterungen beschlos-
sen. Dieses enthält 22 konkrete Maßnahmen, um Unternehmen, staatliche Stellen und  
Bürger von Bürokratie zu entlasten. Die wesentlichsten Änderungen im steuerlichen Bereich 
und in der Sozialversicherung sind:

1.	 Zur Reduzierung von Statistikpflichten wird ein zentrales Basisregister für Unterneh-
mensstammdaten in Verbindung mit einer bundeseinheitlichen Wirtschaftsnummer 
geschaffen. Das Basisregister wird beim Statistischen Bundesamt angesiedelt und soll 
im Jahr 2024 betriebsbereit sein. 

2.	 Steuerpflichtige sollen künftig innerhalb von drei Monaten eine verbindliche Auskunft 
zu steuerlichen Sachverhalten erhalten.

3.	 Es ist geplant, dass Betriebsprüfungen künftig zeitnah, zügiger und mit kleinstmögli-
chem Aufwand für alle Beteiligten erfolgen.

4.	 Die Berechnungsmethoden für Kleinunternehmer-Umsatzschwellen nach den Vorschrif-
ten der Abgabenordnung und des Umsatzsteuergesetzes werden angeglichen.

5.	 Kontrollmitteilungen zwischen dem Feststellungsfinanzamt und dem Wohnsitzfinanz-
amt erfolgen künftig elektronisch und nicht mehr per Post.

6.	 Bisher ist die Bestätigung einer inländischen Umsatzsteuer-Identifikationsnummer nur 
über ein Antragsformular beim Bundeszentralamt für Steuern möglich. Eine erleich-
terte Abfragemöglichkeit wird geprüft.

7.	 Eine umsatzsteuerliche Organschaft soll künftig nur auf Antrag und Bestätigung durch 
die Finanzverwaltung über das Vorliegen der rechtlichen Kriterien entstehen können.

8.	 Betreiber von kleinen Photovoltaikanlagen müssen künftig keine Gewerbesteuererklä-
rung mehr abgeben.

9.	 Die Umlageverfahren U1 und U2 federn finanzielle Belastungen von Arbeitgebern aus 
der Entgeltfortzahlung bei Krankheit und Mutterschutz ihrer Arbeitnehmer ab. Es wird 
geprüft, ob die Umlagesätze kassenweit vereinheitlicht werden können.

10.		Das Statusfeststellungsverfahren zur Sozialversicherung für Selbstständige soll be- 
schleunigt und vereinfacht werden.

11.		Die Beantragung von Familienleistungen wird ab dem Jahr 2022 erleichtert und digi-
talisiert.

 
Es bleibt abzuwarten, ob und wie die vorstehend genannten Maßnahmen umgesetzt werden.



< Inhaltsverzeichnis10 | Steuern & Wirtschaft aktuell 3-2021

Für Unternehmen und Personen mit Aus-
landsbeteiligungen in Großbritannien
In Deutschland steuerpflichtige Unter-
nehmen und Personen müssen der 
Finanzverwaltung Informationen zu 
ihren Beteiligungen an ausländischen 
Gesellschaften, Betriebsstätten und 
Vermögensmassen melden.

Die Meldepflichten zu Beteiligun-
gen in Großbritannien sind seit dem 
1.1.2021 aufgrund des Brexits  
verschärft.

Für Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Der Arbeitgeber kann die Kosten für 
COVID-19-Tests als Betriebsausgaben 
abziehen. Die Arbeitnehmer müssen 
keinen geldwerten Vorteil versteuern.

Kosten für COVID-19-Tests, die Arbeit-
nehmer freiwillig durchführen  
lassen, können steuerlich nicht  
abgezogen werden. 

Mitteilungspflichten bei Auslandsbeziehungen zu Großbritannien
 
In Deutschland steuerpflichtige Unternehmen und Personen müssen der Finanzverwal-
tung hinsichtlich ihrer Beteiligungen an ausländischen Gesellschaften oder Betriebsstätten 
sowie an sonstigen Vermögensmassen (z. B. Investmentfonds) Folgendes melden: 

1.	 die Gründung und den Erwerb von Betrieben oder Betriebsstätten im Ausland

2.	 den Erwerb oder die Veränderung einer Beteiligung an ausländischen Personengesell-
schaften

3.	 den Erwerb oder die Veräußerung von (un-)mittelbaren Beteiligungen an ausländischen 
Kapitalgesellschaften, Personenvereinigungen oder Vermögensmassen von mindestens 
10 % oder bei Anschaffungskosten von mehr als 150.000 €

4.	 die erstmalige Möglichkeit zur Ausübung eines beherrschenden oder bestimmenden 
Einflusses auf die Angelegenheiten einer außereuropäischen Gesellschaft, auch wenn 
diese zusammen mit nahestehenden Personen besteht

5.	 die Art der wirtschaftlichen Tätigkeit der vorstehend genannten Betriebe, Betriebsstät-
ten, Personengesellschaften, Körperschaften, Personenvereinigungen, Vermögensmassen 
oder Gesellschaften

Die unter 4. genannte Regelung gilt seit dem 1.1.2021 auch für Gesellschaften aus Groß-
britannien, da Großbritannien aufgrund des Brexits nicht mehr zur Europäischen Union 
gehört. Neben neuen Beteiligungen sind auch bereits bestehende Beteiligungen dem 
zuständigen Finanzamt zu melden.

Die Meldungen sind zusammen mit den Steuererklärungen für das jeweilige Jahr, in dem 
sich der Sachverhalt ereignet hat, abzugeben, spätestens jedoch 14 Monate nach Ablauf 
des Jahres. Ansonsten drohen Geldbußen von bis zu 25.000 €. 

Steuerliche Behandlung von COVID-19-Tests
 
Sowohl das Bundesfinanzministerium als auch verschiedene Finanzverwaltungen der 
Bundesländer haben sich mittlerweile zur steuerlichen Behandlung von COVID-19-Tests 
geäußert:

1. 	 Behandlung beim Arbeitgeber
	 Übernimmt der Arbeitgeber die Kosten für COVID-19-Tests seiner Mitarbeiter, muss 

der Arbeitnehmer keinen geldwerten Vorteil versteuern. Es ist von einem überwiegend 
eigenbetrieblichen Interesse des Arbeitgebers auszugehen. Der Arbeitgeber kann die 
Kosten als Betriebsausgaben abziehen.

2. 	 Behandlung beim Arbeitnehmer
	 Kosten für COVID-19-Tests, die der Arbeitnehmer selbst durchführen lässt, dürfen 

grundsätzlich nicht als Werbungskosten abgezogen werden, da ein solcher Test nicht 
eindeutig beruflich veranlasst ist.
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Verlangt der Arbeitgeber COVID-19-
Tests, können Arbeitnehmer die selbst 
getragenen Kosten als Werbungs
kosten abziehen.

Für Arbeitgeber

Die Finanzverwaltung erläutert die 
Voraussetzungen zum Vorliegen von 
Sachlohn. 
Im Wesentlichen geht es um die  
Anerkennung von Sachbezügen bei 
Gutscheinen und Geldkarten. 

Arbeitgeber sollten bereits implemen-
tierte Gutschein- oder Geldkarten-
modelle auf die steuerliche Anerken-
nung ab dem Jahr 2022 prüfen.

Die Sachbezugsfreigrenze ist bei  
Gutscheinen und Geldkarten nur 
anwendbar, wenn diese zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeits-
lohn gewährt werden. 

Verlangt der Arbeitgeber dagegen von seinen Mitarbeitern für die Rückkehr an ihren 
Arbeitsplatz den Nachweis eines negativen COVID-19-Tests, können die Kosten, soweit sie 
nicht vom Arbeitgeber oder von der Krankenversicherung erstattet werden, als Werbungs-
kosten abgezogen werden.

Ein Abzug der Kosten als außergewöhnliche Belastung scheidet beim Arbeitnehmer aus, 
da von der Corona-Pandemie alle Steuerpflichtigen betroffen sind und damit keine Außer-
gewöhnlichkeit der Ausgaben vorliegt.

Abgrenzung zwischen Bar- und Sachlohn
 
Die Bundesfinanzministerium hat am 13.4.2021 ausführlich Stellung zur geänderten 
Abgrenzung zwischen Geldleistungen und Sachbezügen genommen.  

Der weit überwiegende Teil der Stellungnahme befasst sich mit dem Thema „Gutscheine 
und Geldkarten“, da sich diese in der Praxis einer sehr großen Beliebtheit erfreuen. Durch 
gesetzliche Änderungen sind die Bedingungen, unter denen bei der Hingabe von Gutschei-
nen oder dem Aufladen von Geldkarten durch den Arbeitgeber von einem Sachbezug ausge-
gangen wird, deutlich eingeschränkt worden. Nunmehr kann ein Sachbezug nur noch dann 
vorliegen, wenn der Gutschein bzw. die Geldkarte ausschließlich zum Bezug von Waren 
oder Dienstleistungen berechtigt. Die zusätzliche Angabe eines Geldbetrags ist hierbei 
unkritisch. Des Weiteren müssen ab dem 1.1.2022 zwingend bestimmte Kriterien des Zah-
lungsdiensteaufsichtsgesetzes erfüllt sein. Durch diese Regelung werden Sachbezüge auf 
Gutscheine und Geldkarten mit einer begrenzten Verwendungsmöglichkeit eingeschränkt. 

Demgegenüber liegen keine Sachbezüge vor, soweit zweckgebundene Geldleistungen, 
nachträgliche Kostenerstattungen, Geldsurrogate oder andere Vorteile, die auf einen Geld-
betrag lauten, gewährt werden. Zahlreiche Erläuterungen und Beispiele ergänzen die Stel-
lungnahme der Finanzverwaltung.

Arbeitgeber, die derzeit ein Geldkartenmodell zur regelmäßigen Gewährung von Sachbezü-
gen anwenden, sollten prüfen, ob das genutzte System die notwendigen Voraussetzungen 
des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes erfüllt. Sofern die Voraussetzungen zum 1.1.2022 
nicht erfüllt sind, ist der Sachbezug ab diesem Zeitpunkt steuer- und sozialversicherungs-
pflichtig abzurechnen.

Eine zusätzliche Voraussetzung für die Anwendung der Sachbezugsfreigrenze in Höhe von 
monatlich 44 € (ab 1.1.2022: 50 €) bei der Verwendung von Gutscheinen und Geldkarten 
ist, dass diese zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt werden. Es darf 
somit keine Entgeltumwandlung vorliegen.

Die Auszahlungen von durchlaufenden Geldern und Auslagenersatz an Arbeitnehmer sind 
unverändert steuerfrei, auch wenn sie über Gutscheine oder Geldkarten abgewickelt werden.

Außerdem wird in dem genannten Schreiben des Bundesfinanzministeriums auf die Mög-
lichkeit eines Sachbezugs in Form eines Unfall- und Krankenzusatzversicherungsschutzes 
eingegangen, soweit die entsprechende Versicherung durch den Arbeitgeber abgeschlos-
sen und die Beiträge von ihm bezahlt werden.
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Für Unternehmen mit Leistungen im 
E-Commerce
Ab dem 1.7.2021 gelten neue umsatz-
steuerliche Regelungen:

Innergemeinschaftliche Versendungs-
lieferungen an Nichtunternehmer  
werden bei Überschreiten einer 
Umsatzschwelle von europaweit  
insgesamt 10.000 € im Bestimmungs-
land besteuert. Diese Lieferungen 
können im neuen One-Stop-Shop- 
Verfahren erklärt werden.

Auch Wareneinfuhren aus Nicht-EU-
Ländern sind künftig unter bestimm-
ten Voraussetzungen im Bestim-
mungsland zu besteuern. Es wird ein 
neues Import-One-Stop-Shop-Verfah-
ren eingeführt.

Betreiber von Online-Marktplätzen 
werden in bestimmten Fällen umsatz-
steuerlich so behandelt, als hätten 
sie selbst die Gegenstände vom Liefe-
ranten erworben und an den Kunden 
geliefert.

Für umsatzsteuerliche Organschaften 
mit Personengesellschaften 

Laut Finanzverwaltung ist es eine Vor-
aussetzung für eine umsatzsteuerliche 
Organschaft mit einer Personengesell-
schaft, dass der Organträger nicht nur 
an der Personengesellschaft, sondern 
auch an deren übrigen Gesellschaf-
tern mehrheitlich beteiligt ist.

Der Europäische Gerichtshof ent-
schied dagegen am 15.4.2021, dass 
eine Mehrheitsbeteiligung an einer 
Personengesellschaft ausreicht. 

Umsatzsteuerliche Änderungen im Bereich des E-Commerce
 
Ab dem 1.7.2021 gelten weitreichende umsatzsteuerliche Neuregelungen beim grenz-
überschreitenden Geschäftsverkehr mit Privatkunden und anderen Nichtunternehmern. 
Die Besteuerung innergemeinschaftlicher Versendungslieferungen an Nichtunternehmer 
erfolgt künftig in dem Land, in dem der Kunde seinen Wohnsitz hat (sog. Bestimmungs-
landprinzip). Voraussetzung ist das Überschreiten einer Umsatzschwelle für Versendun-
gen ins europäische Ausland in Höhe von insgesamt 10.000 € im vorangegangenen oder 
im laufenden Kalenderjahr. Um eine umsatzsteuerliche Registrierung in dem betreffenden 
Land zu vermeiden, können deutsche Unternehmen entsprechende Lieferungen im sog. 
One-Stop-Shop-Verfahren beim Bundeszentralamt für Steuern erklären. Bei Unterschrei-
tung der Umsatzschwelle von 10.000 € gelten die Lieferungen mit der Übergabe an den 
Frachtführer als ausgeführt, wodurch solche Lieferungen eines deutschen Unternehmers 
regelmäßig im Inland steuerbar und steuerpflichtig sind.

Auch Wareneinfuhren aus Nicht-EU-Ländern sind künftig unter bestimmten Voraussetzungen  
im Bestimmungsland zu besteuern. Die Umsatzsteuer für sog. Fernverkäufe aus Nicht- 
EU-Staaten mit einem Sachwert der einzelnen Sendung bis 150 € kann im neuen Import-
One-Stop-Shop-Verfahren entrichtet werden. Die Einfuhr der Ware ist dann von der Einfuhr
umsatzsteuer befreit. 

Eine Anmeldung zum One-Stop-Shop- bzw. Import-One-Stop-Shop-Verfahren ist seit dem 
1.4.2021 möglich.

Auch für Betreiber von Online-Marktplätzen gibt es erhebliche Änderungen. Sie werden in 
bestimmten Fällen umsatzsteuerlich so behandelt, als hätten sie selbst die Gegenstände 
vom Lieferanten erworben und an den Endkunden geliefert (sog. fiktives Reihengeschäft). 
Außerdem gelten für sie neue Aufzeichnungspflichten.  

Das Bundesfinanzministerium hat am 1.4.2021 und am 20.4.2021 umfassende Verwal-
tungsanweisungen hierzu erlassen und viele Praxisfragen geklärt. Für die Anwendung der 
neuen Aufzeichnungspflichten für Marktplatzbetreiber gewährt die Finanzverwaltung eine 
Übergangsfrist bis zum 15.8.2021.

Erleichterungen für umsatzsteuerliche Organschaften mit Personen
gesellschaften

Bei einer umsatzsteuerlichen Organschaft werden mehrere rechtlich selbstständige Unter-
nehmen umsatzsteuerlich als eine Einheit behandelt. Eine Voraussetzung hierfür ist die 
finanzielle Eingliederung von einem oder mehreren Unternehmen (Organgesellschaften) 
in ein anderes Unternehmen (Organträger). 

Für eine Personengesellschaft als Organgesellschaft legt die deutsche Finanzverwaltung 
diese Voraussetzung besonders streng aus. Danach muss der Organträger sowohl an der 
Personengesellschaft selbst als auch an allen eventuellen Mitgesellschaftern bei der Per-
sonengesellschaft mehrheitlich beteiligt sein. 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) entschied am 15.4.2021, dass diese Regelung gegen 
Unionsrecht verstößt. Für eine umsatzsteuerliche Organschaft reicht die Mehrheitsbeteili-
gung des Organträgers an der Personengesellschaft aus. Eine zusätzliche Mehrheitsbetei-
ligung an deren Mitgesellschaftern ist nicht erforderlich.
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Für betroffene Unternehmen ergibt  
sich hieraus ein Wahlrecht.

Für alle haftungsbeschränkten  
Gesellschaften
Das Insolvenzrecht wurde in Richtung 
frühzeitige Sanierung und Restruk
turierung erweitert.

Für eine erfolgreiche Sanierung ist  
eine Krisenfrüherkennung wichtig.  
Diese wurde jetzt für haftungsbe-
schränkte Unternehmensträger  
verpflichtend geregelt. 

Der Umfang der Überwachungs-
pflichten richtet sich nach dem  
Einzelfall.

Zusätzlich regelt das Gesetz präventive 
Restrukturierungsmaßnahmen.

Für alle Gesellschaften

Die Regelungen zum Transparenz
register werden verschärft. Künftig  
soll das Transparenzregister zu einem 
Vollregister aufgewertet werden.

 
Betroffene Unternehmen können aktuell wählen, ob sie die bisherige Verwaltungsregelung 
oder das Urteil des EuGH anwenden. Wie die Finanzverwaltung und damit der Gesetzgeber 
auf das Urteil reagieren werden, bleibt abzuwarten.

	 RECHT

 

Unternehmensstabilisierungs- und -restrukturierungsgesetz
 
Mit dem Gesetz über den Stabilisierungs- und Restrukturierungsrahmen für Unternehmen 
wird das Insolvenzrecht zunehmend von der Abwicklung insolventer Gesellschaften hin 
zur Sanierung und Restrukturierung krisenbehafteter Unternehmen fortentwickelt. Künf-
tig können Unternehmen im Frühstadium einer Krise die Instrumente eines vorinsolvenz-
rechtlichen Sanierungs- und Restrukturierungsverfahrens nutzen.

Die Erfolgsaussichten für Unternehmenssanierungen sind umso günstiger, je früher eine 
Krise erkannt wird. Hierfür bedarf es einer effektiven Krisenfrüherkennung. Die Verpflich-
tung zur Krisenfrüherkennung und zum Krisenmanagement wurde jetzt für alle haftungsbe-
schränkten Unternehmensträger rechtsformübergreifend gesetzlich verankert. Verantwort-
lich sind die Geschäftsführer, die auch persönlich haftbar gemacht werden können, wenn 
sie dieser Pflicht nicht oder nur unzureichend nachkommen. 

Die konkreten Überwachungspflichten zur Krisenfrüherkennung sind von der Größe, Branche, 
Struktur und auch von der Rechtsform der jeweiligen Unternehmen abhängig. Die Zah-
lungsfähigkeit sollte laut einer Liquiditätsplanung mindestens für einen Zeitraum von in 
der Regel 24 Monaten gesichert sein. Außerdem ist dafür Sorge zu tragen, dass bestandsge-
fährdende Risiken frühzeitig erkannt werden. Hierfür ist beispielsweise der Informations-
fluss von und zwischen den für die Risikoerkennung zuständigen Abteilungen sicherzustel-
len. Auch sind bei Anzeichen einer Krise geeignete Gegenmaßnahmen zu ergreifen und die 
Überwachungsorgane zu informieren. Gegebenenfalls muss auch externer Rat hinzugezogen  
werden. Bei einer fortschreitenden Krise verschärfen sich die Anforderungen an eine effek-
tive Überwachung und erforderliche Sanierungsmaßnahmen.

Eine Eskalation der Situation kann in der Frühphase einer Krise auch durch die mit dem 
Gesetz eingeführten präventiven Restrukturierungsmaßnahmen abgewehrt werden.  
Speziell aus diesem Grund lohnt sich ein engmaschiges Monitoring durch ein effektives 
System zur Risikofrüherkennung.

Insbesondere nach dem Wiederbeginn der unbeschränkten Insolvenzantragspflicht Ende 
April 2021 ist die vorliegend eingeführte Überwachungspflicht relevant.

Aufwertung des Transparenzregisters
 
Der Bundestag hat am 10.6.2021 den Gesetzentwurf zur Aufwertung des Transparenzre-
gisters zu einem Vollregister beschlossen. Die Zustimmung des Bundesrates ist für Ende 
Juni geplant. Das Gesetz soll zum 1.8.2021 in Kraft treten.
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Geplant ist, dass alle meldepflichtigen Gesellschaften gegenüber dem Bundesanzeiger 
Angaben zu ihren wirtschaftlich berechtigten Personen zu machen haben. Dies gilt auch 
dann, wenn die Gesellschaft bereits über ein anderes öffentlich einsehbares Register, wie 
zum Beispiel das Handelsregister, Angaben zu ihren Gesellschaftern veröffentlicht hat. 

Damit sind jetzt insbesondere auch GmbHs betroffen, die bisher wegen der Offenlegung 
ihrer Gesellschafterlisten im Handelsregister von der Meldepflicht zum Transparenzregis-
ter befreit waren. Auch börsennotierte Gesellschaften und ihre Tochtergesellschaften müs-
sen entsprechende Informationen an das Transparenzregister melden.

Damit werden nun für alle Gesellschaften neben Handelsregistereintragungen regelmäßig 
auch Meldungen an das Transparenzregister verpflichtend. Insofern wird künftig doppelt 
gehandelt werden müssen. 

Sofern gegen die geplante Meldepflicht verstoßen wird, drohen erhebliche Bußgelder.

Es sind Übergangsfristen für die Erfüllung der neuen Meldepflichten vorgesehen. Diese 
variieren zwischen März 2022 für Aktiengesellschaften, Juni 2022 für GmbHs, Genossen-
schaft oder Partnerschaft und Dezember 2022 für alle sonstigen Gesellschaftsformen. Von 
den Übergangsfristen soll aber nur profitieren, wer zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Gesetzes die bisher geltende Meldefiktion in Anspruch nehmen durfte. 

 
 
Gesetzentwurf zur Vereinheitlichung des Stiftungsrechts

Die Bundesregierung hat am 3.2.2021 den Gesetzentwurf zur Vereinheitlichung des Stif-
tungsrechts beschlossen.

Mit dem Gesetz soll das Stiftungsrecht künftig abschließend im Bürgerlichen Gesetzbuch 
geregelt werden. Bisher existieren weitere Regelungen in den Bundesländern. Diese lan-
desrechtlichen Vorschriften sind jedoch nicht einheitlich, sodass das Stiftungsrecht in 
den einzelnen Bundesländern unterschiedlich ausgestaltet ist. Die hieraus resultierenden 
Streitfragen und Rechtsunsicherheiten bei Stiftern und Stiftungen sollen durch die Reform 
beseitigt werden. In dem Gesetzentwurf werden neue Regelungen insbesondere zu Namen, 
Sitz und Vermögen der Stiftung, zur Änderung der Stiftungssatzung sowie zur Zulegung und 
Zusammenlegung von Stiftungen geschaffen.

Darüber hinaus soll zur Schaffung von mehr Transparenz und Publizität ein zentrales Stif-
tungsregister eingeführt werden. Ein derartiges Register existiert bisher nicht, sodass 
zum Nachweis der Vertretungsmacht von Vorstandsmitgliedern behördliche Vertretungs-
bescheinigungen benötigt werden, die regelmäßig aktualisiert werden müssen. Dies wäre 
in Zukunft nicht mehr notwendig, da Eintragungen in das Register ähnlichen Vertrauens-
schutz wie beim Handelsregister genießen werden.

Der Kreis der Verpflichteten wird ins-
besondere auf GmbHs ausgeweitet.

Die geplanten Übergangsfristen  
gelten nur für solche Gesellschaften, 
die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des neuen Gesetzes ihre bisherigen 
Verpflichtungen erfüllt haben.

Für Stifter und Stiftungen

Der Gesetzgeber möchte das  
Stiftungsrecht einheitlich im Bürger
lichen Gesetzbuch regeln.

Ein zentrales Stiftungsregister soll  
die Transparenz und Publizität von 
Stiftungen sicherstellen.

Hinweis:
Es empfiehlt sich zu prüfen,
–	 ob die aktuellen Meldepflichten erfüllt werden, um von der Übergangsfrist profi-

tieren zu können, und
–	 ob die nötigen Informationen über die wirtschaftlich Berechtigten vollständig vor-

handen sind, sodass sie fristgerecht dem Transparenzregister übermittelt werden 
können.
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Der Gesetzentwurf wurde dem Bundesrat zur Stellungnahme übermittelt. Die Vorschrif-
ten zum Stiftungsregister sollen zum 1.1.2026 in Kraft treten, die übrigen Regelungen im 
Wesentlichen zum 1.7.2022.
 
 
 
Keine Umlaufbeschlüsse bei abweichenden Satzungsregelungen

Um Beschlüsse von Gesellschaftern in Anbetracht der Corona-Pandemie zu vereinfachen, 
hat der Gesetzgeber die gesetzlich vorgesehene Präsenzpflicht bei Gesellschafterversamm-
lungen einer GmbH teilweise ausgesetzt. Beschlüsse können deshalb in den Jahren 2020 
und 2021 im Umlaufverfahren gefasst werden, ohne dass alle Gesellschafter hiermit ein-
verstanden sein müssen. 

Unklar ist aber das Verhältnis zwischen der genannten gesetzlichen Regelung und etwai-
gen anderslautenden gesellschaftsvertraglichen Vereinbarungen. Zum Beispiel ist in man-
chen Satzungen geregelt, dass Beschlüsse nur dann im Umlaufverfahren gefasst werden 
dürfen, wenn alle Gesellschafter hiermit einverstanden sind.

Nach einer Rechtsauffassung hat die neue gesetzliche Regelung Vorrang. Eine Beschluss-
fassung im Umlaufverfahren ist hiernach trotz einer anderslautenden Satzung möglich. 
Dies wird mit dem Gesetzeszweck begründet, nach dem eine weitreichende Vereinfachung 
einer Beschlussfassung ermöglicht werden soll, ohne dass dies von einzelnen Gesellschaf-
tern blockiert werden kann. Nach der Gegenmeinung geht der Gesellschaftsvertrag vor, wenn 
dort Regelungen zum Umlaufverfahren enthalten sind. 

In einem Streitfall hat das Landgericht Stuttgart die Bestimmungen des Gesellschaftsver
trags für vorrangig erklärt. Diese Entscheidung zeigt, in welche Richtung die Rechtspre-
chung tendiert. Die Rechtslage ist aber mangels einer höchstrichterlichen Entscheidung 
noch umstritten. 

Für alle Gesellschaften mit Gesellschaf-
terbeschlüssen im Umlaufverfahren
Die für das Jahr 2020 eingeführten 
Regeln zur Zulässigkeit von Umlauf-
beschlüssen statt Gesellschafter-
versammlungen gelten auch im Jahr 
2021.

Es ist unklar, ob dies auch bei abwei-
chenden Satzungsregelungen gilt.

Hierzu hat kürzlich das Landgericht 
Stuttgart den Satzungsregelungen 
einen Vorrang eingeräumt.
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	 DIGITALISIERUNG

Anforderung an die Cloud-Sicherheit und deren Nachweis
 
Bei der Auslagerung ihrer IT und der Nutzung von Cloud-Dienstleistungen sowie Cloud-
Anwendungen müssen Unternehmen sicherstellen, dass weiterhin eine ausreichende Infor-
mationssicherheit gewährleistet ist.

Unternehmen sollten nur Cloud-Dienstleistungen nutzen, deren technische und organisa-
torische Sicherheitsmaßnahmen geprüft und bestätigt wurden. Das Bundesamt für Sicher-
heit in der Informationstechnik hat hierfür einen Kriterienkatalog (Cloud Computing Com-
pliance Criteria Catalogue) erstellt, der Compliance-Anforderungen an das Cloud-Computing 
klar definiert, deren Einhaltung anhand etablierter Prüfungsstandards geprüft werden kann. 
Die Kriterien wurden u. a. aus der internationalen Norm ISO/IEC 27001 für Informations
sicherheitsmanagementsysteme abgeleitet.

Diese Kriterien sind eine wichtige Orientierung bei der Auswahl eines Anbieters und bil-
den die Grundlage, um ein (IT-)Risikomanagement durchführen zu können. Entsprechende  
Konformitätsbescheinigungen von Wirtschaftsprüfern (z. B. ISAE 3000 oder ISAE 3402) 
sollten daher bei Cloud-Dienstleistern angefragt werden. Sie bestätigen die Angemessen-
heit und Wirksamkeit von Sicherheitsmechanismen des Dienstleisters, wie z. B. vorhande-
ner IT-Notfallkonzepte oder physischer Schutzmaßnahmen in Rechenzentren. 

Cloud-Management – Erfahrungen aus einem Cloud-Brand
 
Anfang März 2021 kam es zu einem verheerenden Brand bei Europas größtem Cloud-Anbie-
ter OVH. Ein fünf Etagen hohes Rechenzentrum mit Platz für 12.000 Server brannte voll-
kommen nieder, ein weiterer Bau wurde zur Hälfte zerstört. Hierbei wurden auch umfang-
reiche Daten von Cloud-Nutzern vernichtet.

Ein immenser Schaden entstand, denn ein Großteil der Daten und Anwendungen wurde 
endgültig vernichtet, weil viele Kunden nicht über Back-ups verfügten bzw. diese aus Kos-
tengründen nicht beauftragt hatten. 

Dieser Vorfall zeigt, dass falsche Sparsamkeit im konkreten Fall für die Betroffenen sehr 
teuer werden kann. Jedem Unternehmen sollte bewusst sein, dass die Verantwortung für 
die Datensicherheit nicht automatisch und allein den Provider trifft. 

Mit Cloud-Services und Cloud-Technologien lassen sich Aufgaben effizient lösen, neue 
Geschäftsmodelle entwickeln und Prozesse skalierbar automatisieren. Daher ist die Nut-
zung von Cloud-Dienstleistungen in vielen Fällen sehr sinnvoll. Hierfür sollten geeignete 
Konzepte erarbeitet werden, die auch die Sicherheit und Verfügbarkeit der IT-Anwendun-
gen und Daten aus Sicht des Anwenders gewährleisten.

Ein sicheres Cloud-Management berücksichtigt daher bereits vor der Auslagerung stra-
tegische Aspekte zu Datensicherungskopien und zur Redundanz (z. B. durch Multi-Cloud, 
Hybrid-Cloud oder Georedundanz). 

Wichtig ist auch eine Exit-Strategie, um die eigenen Daten unkompliziert und vollständig 
wieder zurückzuholen oder bei Bedarf auf andere Cloud-Anbieter transferieren zu können.

Für alle Unternehmen

Der Cloud Computing Compliance  
Criteria Catalogue des Bundesamts 
für Sicherheit in der Informations-
technik definiert Sicherheitsanforde-
rungen an das Cloud-Computing.

Entsprechende Konformitätsnach-
weise sollten bei der Nutzung von 
Cloud-Anwendungen von den jeweili-
gen Dienstleistern eingeholt werden.

Für alle Unternehmen

Ein Großbrand in einem Rechen
zentrum zeigt: Die Verantwortung für 
die Sicherung der Daten liegt nicht 
nur beim Provider, sondern auch beim 
auslagernden Unternehmen.

Ein gutes Cloud-Konzept berücksich-
tigt Datensicherungen und Exit- 
Strategien für einen zukünftigen  
Providerwechsel. 
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KURZNACHRICHTEN

	¡ Aufgrund der aktuellen Corona-Pandemie können Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern 
zwischen dem 1.3.2020 und dem 31.3.2022 (bisher: 30.6.2021) einmalig eine Son-
derzahlung zur Abmilderung der zusätzlichen Belastung durch die Corona-Krise von bis 
zu 1.500 € lohnsteuer- und sozialversicherungsfrei auszahlen, wenn diese zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erfolgt. Die Frist zur Auszahlung ist durch das 
Abzugsteuerentlastungsmodernisierungsgesetz erneut verlängert worden.

	¡ Leistungen des Arbeitgebers zur Gesundheitsförderung des Arbeitnehmers, die zusätz-
lich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erbracht werden, sind bis zu einem Betrag 
von 600 € pro Jahr lohnsteuer- und sozialversicherungsfrei. Das Bundesfinanzministe-
rium hat am 20.4.2021 in einer Umsetzungshilfe die begünstigten Präventionsmaßnah-
men sowie nicht begünstigte Gesundheitsleistungen detailliert aufgeführt. 

Die Frist für die Auszahlung der  
steuerfreien Corona-Sonderzahlungen 
wurde bis zum 31.3.2022 verlängert 
(bisher: 30.6.2021).

Das Bundesfinanzministerium hat  
Einzelheiten zur Steuerbefreiung von 
Gesundheitsförderungsleistungen 
durch den Arbeitgeber geregelt.
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Das amerikanische Finanzministerium hat Anfang April einen Kom-
promissvorschlag für eine weitreichende Reform der globalen Unter-
nehmensbesteuerung vorgelegt. Die Hintergründe für dieses Papier 
waren schnell gefunden: Die Corona-Krise sowie die Wirtschafts- und 
Infrastrukturprogramme von Präsident Biden verlangen eine ausrei-
chende Finanzierung. Außerdem müssen zurückliegende Haushalts-
löcher der Trump-Regierung geschlossen werden.

Führende europäische Finanzverwaltungen (Frankreich, Deutsch-
land) haben sich der Forderung nach einer Mindeststeuer umgehend 
angeschlossen; die OECD äußert sich enthusiastisch dahin gehend, 
dass nun der Zeitpunkt zur Verwirklichung lang anhaltender Pläne 
zur Vermeidung eines weltweiten Steuerwettbewerbs gekommen sei.

Die betroffenen Großkonzerne wie Amazon, Apple und Google äußern 
sich nur zögerlich, obwohl der Amazon-Chef Bezos sich positiv ver-
nehmen ließ. Kritischer sind die Stimmen aus den Wirtschaftsinsti-
tuten, die auf die große Anzahl auch europäischer Niedrigsteuerlän-
der hinweisen (genannt seien nur Irland, die Niederlande und einige 
osteuropäische Staaten). Auf europäischer Ebene ist bisher jegliche 
weitergehende Harmonisierung der Unternehmenssteuer geschei-
tert, nicht zuletzt an dem Einstimmigkeitsprinzip laut EU-Vertrag.

Spannend wird auch sein, wie sich China und andere asiatische Län-
der verhalten, die ebenfalls exportstarke Konzerne beheimaten. Da 
auch Deutschland globale Konzerne hat, ist davon auszugehen, dass 
wir nicht nur der Gewinner einer solchen Maßnahme sind. 

Das Konstrukt der Mindeststeuer zielt darauf ab, dass die Unter-
nehmen ihre Gewinne nicht nur im Land der Herstellung der Pro-

dukte versteuern, sondern auch in den Absatzgebieten. Ein globaler 
Mindeststeuersatz – angestrebt sind 21% – allein wird eine solche 
Besteuerung nicht herbeiführen, vielmehr sind dafür weitergehende  
Verteilungsmechanismen aus der Wertschöpfungskette erforderlich. 
Die Kritik geht zurecht dahin, dass der Steuersatz allein unbedeutend 
ist, wenn die Bemessungsgrundlage nicht definiert ist. 

Die amerikanische Finanzverwaltung scheint entschlossen, das Pro-
jekt der Mindeststeuer ggf. auch gegen heftigen Widerstand oder gar 
auf Basis nationaler Vorschriften umzusetzen, dies mit der sogenann-
ten Ausgleichssteuer. 

Es kann meines Erachtens auf Dauer keinen Unterschied geben in 
der Besteuerung auf nationaler Ebene zwischen global tätigen Unter-
nehmen einerseits und den übrigen Unternehmen andererseits; dies 
wäre in jedem Fall diskriminierend.

Nur vereinzelt werden Stimmen laut, die eine supranationale Min-
deststeuer für einen Irrweg halten (FAS, 18.04.2021, S. 18). Das 
Argument, dass der anhaltende Steuerwettbewerb in globaler Sicht 
zur Schaffung von Arbeitsplätzen und Wachstum geführt hat, ist nicht 
von der Hand zu weisen. 

Professor Dr. W. Edelfried Schneider                                
Wirtschaftsprüfer

Past President Accountancy Europe

EUROPA AKTUELL  
Globale Mindeststeuer für Unternehmen?
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AKTUELLES AUS UNSEREM HAUS

Corona-Impffortschritt bei A&W 

Seit Ausbruch der Coronavirus-Pandemie im Frühjahr 2020 
haben wir stets versucht, die sich wandelnden Erkenntnisse 
der Wissenschaft und die daraus resultierenden Empfehlun-
gen und Anforderungen des Robert-Koch-Instituts und der Bun-
desregierung zum Infektionsschutz unserer Mitarbeiter und 
Mandanten schnell und praxisorientiert umzusetzen. Angefan-
gen von Desinfektionsmöglichkeiten vor den Eingängen zum 
Büro und Plexiglasvorrichtungen an neuralgischen Stellen 
im Büro über die Zurverfügungstellung kostenloser medizini-
scher und später FFP2-Masken, dem Erwerb eines hochwerti-
gen Raumluftfilters für unseren großen Besprechungsraum, der 
Einhaltung von Abstands- und Hygieneregelungen sowie dem 
Tragen von Masken im Büro bis hin zum Ausbau von Home-
Office-Arbeitsplätzen, der räumlichen und/oder zeitlichen 
Trennung von Mitarbeiterteams und der Nutzung des Online-
Konferenztools „MS Teams“ – all diese und weitere Maßnahmen 
haben zu einer Minimierung des Ansteckungsrisikos beigetra-
gen. Und nicht zuletzt ist es dem umsichtigen und geduldi-
gen Verhalten unserer Mitarbeiter im beruflichen und privaten 
Umfeld zu verdanken, dass wir nach rund 1½ Jahren Corona-
Pandemie keinen Corona-Fall zu beklagen haben. In den letz-
ten Monaten haben wir zudem unserer Belegschaft wöchent-
lich ein Testangebot unterbreitet, das jeweils montags in unse-
rem Büro von einer Ärztin oder einer vom Mönchengladbacher 
Gesundheitsamt vermittelten Fachkraft durchgeführt wird. Auf-
grund der Priorisierung unserer Berufsgruppe und des persön
lichen Einsatzes eines Partners ist es zudem gelungen, dass seit 
Juni 2021 alle Interessierten unseres A&W-Teams mindestens 
einmal geimpft sind. Darüber sind wir alle sehr glücklich!

Unsere Tätigkeit als sog. „Prüfender Dritter“ – 
ein Zwischenfazit nach einem Jahr

Bislang haben knapp 300.000 Unternehmen mehr als 18 Mrd. € 
an Überbrückungshilfe III beantragt, über 12 Mrd. € sind bereits 
ausgezahlt worden (Quelle: BMWi vom 24.06.2021). Insgesamt 
sind Corona-Wirtschaftshilfen von rund 105 Mrd. € bewilligt/
ausgezahlt worden, davon KfW-Hilfen in Höhe von 50 Mrd. €, 
Corona-Finanzhilfen in Höhe von 40 Mrd. €, Rekapitalisierun-
gen, Bürgschaften und Garantien in Höhe von 15 Mrd. €.

Seit Anfang Juli 2020 ist Abstoß & Wolters als sog. Prüfender 
Dritter beim BMWi registriert. Seitdem haben wir bereits über 
50 Anträge auf Corona-Überbrückungshilfe I, II und III, Novem-
ber- und Dezemberhilfe sowie zahlreiche Änderungsanträge 
aufgrund im Zeitablauf verbesserter EU-Beihilferegelungen 
gestellt, haben uns mit den häufig ändernden und zunehmend 
komplexer werdenden umfangreichen Fragen-und-Antworten-
Katalogen und den zum Teil ziselierten Bestimmungen zu Ver-
bundbeziehungen, Fixkostenkatalogen und europäischen Bei-
hilferegimen beschäftigt und zahllose – mehr oder weniger 
sinnvolle – Rückfragen der Bewilligungsstellen geduldig beant-
wortet. Die „Corona-Überbrückungshilfe III Plus“ und dereinst 
Schlussabrechnungen aller Anträge stehen noch vor uns; schon 
jetzt können wir aber ein Zwischenfazit ziehen und sagen, dass 
es uns in enger Zusammenarbeit mit unseren Mandanten gelun-
gen ist, durch die schnelle Antragstellung auf Corona-Finanz
hilfen einen Beitrag zur Milderung der teilweise gravieren-
den Auswirkungen der Krise auf die betroffenen Unternehmen 
und zur Sicherung von Arbeitsplätzen geleistet zu haben. Mit 
unserer Unterstützung haben unsere Mandanten von einigen 
zehntausend € bis zu knapp 5 Mio. € an Hilfsgeldern bewilligt 
bekommen.

Verabschiedung von Monika Rautenberg

Am 1. Mai 2021 haben wir Frau Monika Rautenberg in ihren wohlverdienten Ruhe-
stand verabschiedet. Frau Rautenberg hat als Steuerfachangestellte und Bilanzbuch-
halterin fast 20 Jahre bei uns gearbeitet und unsere Mandanten u.a. auf den Gebieten 
der Finanzbuchhaltung (einschließlich Kostenrechnung) und der Erstellung von Lohn- 
und Gehaltsabrechnungen kompetent, freundlich und zuverlässig betreut. Daher freut 
es uns sehr, dass uns Frau Rautenberg mit ihrer jahrzehntelangen Praxiserfahrung 
einige Stunden pro Woche weiter zur Verfügung steht. Wir bedanken uns ganz herz-
lich bei Frau Rautenberg für Ihre hervorragenden Leistungen in der Vergangenheit 
und freuen uns, weiter Teil ihres (Un-)Ruhestands sein zu können.
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